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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Frauenhäuser von Migrationskosten entlasten 

Der Landtag stellt fest: 

1. Frauenhäuser sind häufig überlastet und die Finanzierung, die zum größten Teil von 
den Kommunen getragen wird, gestaltet sich oft schwierig.1 Diese Probleme werden 
durch Massenmigration aus Kulturen, in denen die Frau eine niedrigere Stellung als 
der Mann hat, verschärft. Der Anteil an Frauen mit Migrationshintergrund in Frauen-
häusern ist deutlich erhöht. Bundesweit stammten zuletzt fast 70 % der Einwohnerin-
nen von Frauenhäusern nicht aus Deutschland, im Land Brandenburg sind es über die 
Hälfte. Daraus lassen sich schätzungsweise rund 3 Millionen Euro an migrationsbe-
dingten Kosten ableiten, die bei den Frauenhäusern im Land Brand jährlich anfallen. 

2. Von Gewalt betroffenen Frauen muss geholfen werden. Die schon schwer belasteten 
Kommunen tragen an der Migrationspolitik des Bundes größtenteils keine Schuld, 
während sie von den Bundesländern zumeist aktiv unterstützt wurde. 

3. Das Gewalthilfegesetz (GewHG) passierte im vergangenen Januar ohne eine einzige 
Gegenstimme den Bundestag.2 Der Bund hat mit der Verabschiedung des GewHG 
zwar eine finanzielle Unterstützung der Frauenhäuser zugesagt, allerdings begleicht 
er seine Hauptschuld für die große Belastung der Frauenhäuser - durch seine fehlge-
leitete Migrationspolitik - nicht in ausreichendem Maße. 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert,  

1. die landesrechtliche Grundlange dafür zu schaffen, dass bis zum Erreichen diesbe-
züglicher Änderungen auf Bundesebene den kommunalen Frauenhäusern die migra-
tionsbedingten Kosten vom Land Brandenburg ausgeglichen werden. 
 

2. künftig eine Statistik zu Gewalt- und Bedrohungsfällen in Frauenhäusern zu führen und 
diese in die Frauenhausstatistik des Landesamts für Soziales und Versorgung (LASV) 
zu integrieren. 
 

 
1 Vgl. „Warum es zu wenig Frauenhausplätze gibt“, in: https://www.deutschlandfunk.de/frauenhaeuser-deutschland-
100.html (04.03.2024), abgerufen am 14.02.2025. 
2 Vgl. „Initiativen zum Gewaltschutz für Frauen und Kinder verabschiedet“, in: https://www.bundestag.de/doku-
mente/textarchiv/2025/kw05-de-sexuelle-gewalt-1042042, abgerufen am 24.04.2025. 
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3. entsprechende Erfassungen vorzunehmen und Statistiken zu führen, um die Erfolge 
der Täterarbeit effektiv überprüfen zu können, v. a. im Hinblick auf nachhaltige Verhal-
tensänderungen. 
 

4. sich auf Bundesebene (z. B im Kontext der Evaluierung des GewHG) dafür einzuset-
zen, dass  

 
a) der Bund künftig die migrationsbedingten Kosten von kommunalen Frauenhäusern 

mehrheitlich übernimmt, während die Länder für den Rest aufkommen. Es sollte 
hier angestrebt werden, dass der Bund mindestens 75 % der Kosten übernimmt. 

b) die in diesem Antrag geforderten landesweiten Statistiken zu Gewalt- und Bedro-
hungsfällen in Frauenhäusern und zur Effektivität der Täterarbeit auch bundesweit 
vorgenommen werden. 

c) die elektronische Aufenthaltsüberwachung (sog. „elektronische Fußfessel“) als 
weitere mögliche gerichtliche Maßnahme zur Einhaltung und Überprüfung von Nä-
herungsverboten in das Gewaltschutzgesetz eingeführt wird. 

d) ein lückenloses nationales Online-Register zur Registrierung und Abfrage von al-
len freien Frauenhausplätzen schnellstmöglich etabliert wird. 

Begründung: 

Im Zuge der Verabschiedung des GewHG hat der Bund eine Finanzierung der Frauenhäu-
ser zugesagt. Dies ist zwar durchaus begrüßenswert, allerdings kommt er seiner Verant-
wortung damit noch nicht in ausreichendem Maße nach. Die Förderung soll erst ab 2027 
starten und bis 2036 laufen. Für diesen zehnjährigen Zeitraum sollen insgesamt 2,6 Milliar-
den Euro zur Verfügung gestellt werden.3 Nimmt man den Königsteiner Schlüssel als Grund-
lage, entspräche dies ca. 7.877.662 Euro jährlich für die Frauenhäuser im Land Branden-
burg. Laut der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 209 (Drucksache 8/6574) 
sind die märkischen Frauenhäuser im laufenden Jahr mit insgesamt 5.805.146 Euro finan-
ziert. Die baldige jährliche Unterstützung seitens des Bundes wirkt jedoch nur auf den ersten 
Blick umfangreich, denn nach den von der Bundesregierung selbst gesteckten Zielvorgaben 
(im Sinne der Istanbul-Konvention) müssen die Kapazitäten der Frauenhäuser im Land 
Brandenburg ungefähr verdoppelt werden.5 Es ist davon auszugehen, dass eine Neuschaf-
fung von Plätzen ungleich teurer ist als der laufende Betrieb von schon existenten Plätzen 
und die Gelder des Bundes sind auch explizit für den Ausbau der Kapazitäten vorgesehen. 
Die Gelder dürften maximal hierfür ausreichen. 

 
3 Vgl. „‚Das Gewalthilfegesetz ist ein Meilenstein, auch wenn wir uns mehr gewünscht hätten‘“, in: 
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2025/02/berlin-frauen-gewalt-frauenhaeuser-gewalthilfegesetz-bundesrat.html 
(14.02.2025), abgerufen am 24.04.2025. 
4 Vgl. „Frauenhäuser im Land Brandenburg“, in: https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/EL-
VIS/parladoku/w8/drs/ab_0600/657.pdf (12.03.2025), abgerufen am 24.04.2025. 
5 Vgl. „Eckpunktepapier Frauenschutzstruktur in Brandenburg - 2024“, in: https://www.nbfev.de/eckpunktepapier-frauen-
schutzstruktur-in-brandenburg-2024/# (05.12.2022), abgerufen am 24.04.2025; „Zu geringe Kapazitäten in den branden-
burgischen Frauenhäusern“, in: https://www.nd-aktuell.de/artikel/1183121.brandenburg-zu-geringe-kapazitaeten-in-den-
brandenburgischen-frauenhaeusern.html (20.06.2024), abgerufen am 24.04.2025. 
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Bei den bisherigen Beschlüssen des Bundes wird nicht berücksichtigt, welch großer Anteil 
der benötigten Kapazitäten und Kosten indirekt durch die Massenmigration aus Gesellschaf-
ten mit traditionelleren und tendenziell gewaltaffineren Wert- und Moralvorstellungen verur-
sacht wird. Laut der aktuellsten Frauenhausstatistik hatten im Jahr 2023 bundesweit 69 % 
der Frauen, die Zuflucht in einem Frauenhaus suchen mussten, nicht nur einen Migrations-
hintergrund, sondern waren sogar „nicht in Deutschland geboren“.6 Laut der Antwort der 
Landesregierung auf die Kleine Anfrage 209 sind im noch etwas weniger von der Massen-
migration betroffenen Land Brandenburg trotzdem schon über die Hälfte der aufgenomme-
nen Frauen in Frauenhäuser Migrantinnen, bei ihren Kindern lag der Wert zuletzt sogar bei 
knapp 60 % (Jahr 2023: 240 von 449 Frauen; Jahr 2022: 236 von 464 Frauen und 338 von 
585 Kindern). Natürlich wäre eigentlich die Demografie der Täter, vor denen die Frauen 
flüchten müssen, entscheidend, wenn man die migrationsbedingten Kosten einschätzen 
will, jedoch können die Bewohnerinnen (die besser erfasst werden) als Richtschnur gelten. 
Geht man also davon aus, dass die Hälfte der Bewohnerinnen (und ihre Kinder) auch unge-
fähr die Hälfte die Kosten verursachen (in Wahrheit dürfte es sogar weniger sein, denn man-
che Kosten dürften grundsätzlich anfallen und sich nicht pro Bewohner gleichmäßig erhö-
hen), ergäbe dies - im Hinblick auf die diesjährige Gesamtfinanzierung im Sinne der Antwort 
der Landesregierung - 2.902.573 Euro an migrationsbedingten Kosten für die märkischen 
Frauenhäuser. Die tendenziell hoch angesetzte Schätzung zeigt: Es wäre für das Land 
Brandenburg problemlos finanzierbar, die Frauenhäuser bzw. die Kommunen von diesen 
unverschuldeten Kosten (weder Frauenhäuser noch Kommunen haben im Bereich der Mig-
rationspolitik irgendeine Regelungskompetenz) zu entlasten. Für viele der bereits stark be-
lasteten Kommunen würde dies jedoch eine relevante Entlastung bedeuten. Natürlich ist der 
Hauptschuldige der verfehlten Migrationspolitik der Bund, weshalb er langfristig auch dazu 
bewegt werden sollte, die dadurch induzierten Kosten im Gewaltschutzbereich für Frauen 
zumindest größtenteils zu übernehmen. 

Auf Landesebene bestehen jedoch noch weitere Möglichkeiten, um den Frauenschutz zu 
unterstützen bzw. den Verbesserungsbedarf besser einschätzen zu können. Wie die Lan-
desregierung in ihrer Antwort auf die erwähnte Kleine Anfrage schrieb, existiert beim LASV 
bislang keine Statistik zu Gewalt- und Bedrohungsfällen in Frauenhäusern selbst. Diese 
wäre jedoch sehr sinnvoll, um mögliche Ausbaubedarfe, z. B. im Bereich der Informations-
abschirmung nach außen oder Ähnliches, besser zu erkennen. Ähnliches gilt für die Täter-
arbeit. Hierzu schrieb die Landesregierung: „Diese verpflichtende Gewaltpräventionsbera-
tung versteht sich als Teil des Hilfenetzwerkes, das den Weg in das bereits etablierte Ge-
waltpräventionstraining ebnet, um nachhaltige Verhaltensänderungen zu ermöglichen.“ Die 
Angebote sollen laut Landesregierung ausgebaut werden. Es ist hier jedoch sehr wichtig, 
genau zu erfassen, wie oft welche „nachhaltigen Verhaltensänderungen“ überhaupt eintre-
ten, wenn man die Effektivität derartiger Programme akkurat bewerten will. Diese sinnvollen 
Erfassungen und Statistiken wären auch bundesweit wünschenswert. In § 11 des GewHG 
ist bereits ausdrücklich eine Evaluierung des Gesetzes vorgesehen, bei der diese wichtigen 
Anregungen vom Land Brandenburg spätestens angebracht werden könnten.7 

 
6 Vgl. „Bundesweite Frauenhaus-Statistik 2023“, in: https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publi-
kationen/Statistik/2024-10-08_Langfassung_Frauenhausstatistik_2023_final.pdf (September 2024), S. 17, abgerufen am 
24.04.2025. 
7 Vgl. „Gesetz für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt“, in: 
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/57/VO.html (27.02.2025), abgerufen am 24.04.2025. 
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Abseits der positiven Anreizsysteme für Täter, um sich zu ändern, sollten jedoch auch die 
Sanktionsmöglichkeiten gegen die Täter auf Bundesebene ausgebaut werden. Im Kontext 
der Verabschiedung des GewHG wurde sowohl vom Bundeskabinett als auch der CDU-
Fraktion die bundesrechtliche Einführung der elektronischen Fußfessel als gerichtliche 
Maßnahme befürwortet.8 Es ist daher vollkommen unverständlich, dass sich darauf schluss-
endlich trotzdem nicht geeinigt wurde. Diese sinnvolle Maßnahme sollte daher schnellst-
möglich nachgeholt werden. Ein weiterer sinnvoller Aspekt, der im Gesetzgebungsprozess 
diskutiert, jedoch nicht umgesetzt wurde, war die Schaffung eines lückenlosen nationalen 
Online-Registers zur Registrierung und Abfrage von allen freien Frauenhausplätzen.9 Zwar 
existieren derartige Ansätze schon, sind aber offenbar nicht allumfassend. Auch dies sollte 
die Landesregierung daher auf Bundesebene unterstützen. 

 

 

 
8 Vgl. „Bundestag will Frauen besser vor Gewalt schützen - nur das Gesetz lässt auf sich warten“, in: 
https://www.rnd.de/politik/gewalt-gegen-frauen-afd-abgeordnete-sorgt-in-debatte-fuer-sprachlosigkeit-
NQDXYZDHYFDF3OPHMTNPBJ7ASA.html (06.12.2024), abgerufen am 24.04.2025; „Häusliche Gewalt: Wann kommt 
die Fußfessel für Straftäter in Niedersachsen?“, in: https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/Haeusliche-Gewalt-
Wann-kommt-die-Fussfessel-fuer-Straftaeter-in-Niedersachsen,fussfessel276.html (18.02.2025), abgerufen am 
24.04.2025. 
9 Vgl. „Drucksache 20/14785“, in: https://dserver.bundestag.de/btd/20/147/2014785.pdf (29.01.2025), abgerufen am 
24.04.2025. 


